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§ 259 Dolmetscher. (1) Einem der Gerichtssprache nicht mächtigen Ange-
klagten müssen aus den Schlußvorträgen mindestens die Anträge des Staatsanwalts
und des Verteidigers durch den Dolmetscher bekanntgemacht werden.

(2) Dasselbe gilt nach Maßgabe des § 186 des Gerichtsverfassungsgesetzes1) für
einen hör- oder sprachbehinderten Angeklagten.

§ 260 Urteil. (1) Die Hauptverhandlung schließt mit der auf die Beratung
folgenden Verkündung des Urteils.

(2) Wird ein Berufsverbot angeordnet, so ist im Urteil der Beruf, der Berufs-
zweig, das Gewerbe oder der Gewerbezweig, dessen Ausübung verboten wird,
genau zu bezeichnen.

(3) Die Einstellung des Verfahrens ist im Urteil auszusprechen, wenn ein Ver-
fahrenshindernis besteht.

(4) 1 Die Urteilsformel gibt die rechtliche Bezeichnung der Tat an, deren der
Angeklagte schuldig gesprochen wird. 2Hat ein Straftatbestand eine gesetzliche
Überschrift, so soll diese zur rechtlichen Bezeichnung der Tat verwendet werden.
3Wird eine Geldstrafe verhängt, so sind Zahl und Höhe der Tagessätze in die
Urteilsformel aufzunehmen. 4Wird die Entscheidung über die Sicherungsver-
wahrung vorbehalten, die Strafe oder Maßregel der Besserung und Sicherung zur
Bewährung ausgesetzt, der Angeklagte mit Strafvorbehalt verwarnt oder von
Strafe abgesehen, so ist dies in der Urteilsformel zum Ausdruck zu bringen. 5 Im
übrigen unterliegt die Fassung der Urteilsformel dem Ermessen des Gerichts.

(5) 1 Nach der Urteilsformel werden die angewendeten Vorschriften nach Para-
graph, Absatz, Nummer, Buchstabe und mit der Bezeichnung des Gesetzes auf-
geführt. 2 Ist bei einer Verurteilung, durch die auf Freiheitsstrafe oder Gesamtfrei-
heitsstrafe von nicht mehr als zwei Jahren erkannt wird, die Tat oder der ihrer
Bedeutung nach überwiegende Teil der Taten auf Grund einer Betäubungsmittel-
abhängigkeit begangen worden, so ist außerdem § 17 Abs. 2 des Bundeszentral-
registergesetzes anzuführen.

§ 261 Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung. Über das
Ergebnis der Beweisaufnahme entscheidet das Gericht nach seiner freien, aus dem
Inbegriff der Verhandlung geschöpften Überzeugung.

§ 262 Entscheidung zivilrechtlicher Vorfragen. (1) Hängt die Strafbarkeit
einer Handlung von der Beurteilung eines bürgerlichen Rechtsverhältnisses ab, so
entscheidet das Strafgericht auch über dieses nach den für das Verfahren und den
Beweis in Strafsachen geltenden Vorschriften.

(2) Das Gericht ist jedoch befugt, die Untersuchung auszusetzen und einem
der Beteiligten zur Erhebung der Zivilklage eine Frist zu bestimmen oder das
Urteil des Zivilgerichts abzuwarten.

§ 263 Abstimmung. (1) Zu jeder dem Angeklagten nachteiligen Entscheidung
über die Schuldfrage und die Rechtsfolgen der Tat ist eine Mehrheit von zwei
Dritteln der Stimmen erforderlich.

(2) Die Schuldfrage umfaßt auch solche vom Strafgesetz besonders vorgesehene
Umstände, welche die Strafbarkeit ausschließen, vermindern oder erhöhen.

6. Abschnitt. Hauptverhandlung §§ 259–263 StPO 1
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(3) Die Schuldfrage umfaßt nicht die Voraussetzungen der Verjährung.

§ 264 Gegenstand des Urteils. (1) Gegenstand der Urteilsfindung ist die in
der Anklage bezeichnete Tat, wie sie sich nach dem Ergebnis der Verhandlung
darstellt.

(2) Das Gericht ist an die Beurteilung der Tat, die dem Beschluß über die
Eröffnung des Hauptverfahrens zugrunde liegt, nicht gebunden.

§ 265 Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes oder der Sachlage.
(1) Der Angeklagte darf nicht auf Grund eines anderen als des in der gerichtlich
zugelassenen Anklage angeführten Strafgesetzes verurteilt werden, ohne daß er
zuvor auf die Veränderung des rechtlichen Gesichtspunktes besonders hingewie-
sen und ihm Gelegenheit zur Verteidigung gegeben worden ist.

(2) Ebenso ist zu verfahren, wenn
1. sich erst in der Verhandlung vom Strafgesetz besonders vorgesehene Umstände

ergeben, welche die Strafbarkeit erhöhen oder die Anordnung einer Maßnah-
me oder die Verhängung einer Nebenstrafe oder Nebenfolge rechtfertigen,

2. das Gericht von einer in der Verhandlung mitgeteilten vorläufigen Bewertung
der Sach- oder Rechtslage abweichen will oder

3. der Hinweis auf eine veränderte Sachlage zur genügenden Verteidigung des
Angeklagten erforderlich ist.
(3) Bestreitet der Angeklagte unter der Behauptung, auf die Verteidigung nicht

genügend vorbereitet zu sein, neu hervorgetretene Umstände, welche die An-
wendung eines schwereren Strafgesetzes gegen den Angeklagten zulassen als des
in der gerichtlich zugelassenen Anklage angeführten oder die zu den in Absatz 2
Nummer 1 bezeichneten gehören, so ist auf seinen Antrag die Hauptverhandlung
auszusetzen.

(4) Auch sonst hat das Gericht auf Antrag oder von Amts wegen die Haupt-
verhandlung auszusetzen, falls dies infolge der veränderten Sachlage zur genügen-
den Vorbereitung der Anklage oder der Verteidigung angemessen erscheint.

§ 265a Befragung des Angeklagten vor Erteilung von Auflagen oder
Weisungen. 1 Kommen Auflagen oder Weisungen (§§ 56b, 56c, 59a Abs. 2 des
Strafgesetzbuches) in Betracht, so ist der Angeklagte in geeigneten Fällen zu
befragen, ob er sich zu Leistungen erbietet, die der Genugtuung für das begange-
ne Unrecht dienen, oder Zusagen für seine künftige Lebensführung macht.
2 Kommt die Weisung in Betracht, sich einer Heilbehandlung oder einer Entzie-
hungskur zu unterziehen oder in einem geeigneten Heim oder einer geeigneten
Anstalt Aufenthalt zu nehmen, so ist er zu befragen, ob er hierzu seine Einwil-
ligung gibt.

§ 266 Nachtragsanklage. (1) Erstreckt der Staatsanwalt in der Hauptverhand-
lung die Anklage auf weitere Straftaten des Angeklagten, so kann das Gericht sie
durch Beschluß in das Verfahren einbeziehen, wenn es für sie zuständig ist und
der Angeklagte zustimmt.

(2) 1 Die Nachtragsanklage kann mündlich erhoben werden. 2 Ihr Inhalt ent-
spricht dem § 200 Abs. 1. 3 Sie wird in das Sitzungsprotokoll aufgenommen. 4 Der
Vorsitzende gibt dem Angeklagten Gelegenheit, sich zu verteidigen.

1 StPO §§ 264–266 2. Buch. Verfahren im ersten Rechtszug
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(3) 1 Die Verhandlung wird unterbrochen, wenn es der Vorsitzende für erfor-
derlich hält oder wenn der Angeklagte es beantragt und sein Antrag nicht offenbar
mutwillig oder nur zur Verzögerung des Verfahrens gestellt ist. 2 Auf das Recht,
die Unterbrechung zu beantragen, wird der Angeklagte hingewiesen.

§ 267 Urteilsgründe. (1) 1Wird der Angeklagte verurteilt, so müssen die Ur-
teilsgründe die für erwiesen erachteten Tatsachen angeben, in denen die gesetzli-
chen Merkmale der Straftat gefunden werden. 2 Soweit der Beweis aus anderen
Tatsachen gefolgert wird, sollen auch diese Tatsachen angegeben werden. 3 Auf
Abbildungen, die sich bei den Akten befinden, kann hierbei wegen der Einzel-
heiten verwiesen werden.

(2) Waren in der Verhandlung vom Strafgesetz besonders vorgesehene Umstän-
de behauptet worden, welche die Strafbarkeit ausschließen, vermindern oder
erhöhen, so müssen die Urteilsgründe sich darüber aussprechen, ob diese Um-
stände für festgestellt oder für nicht festgestellt erachtet werden.

(3) 1 Die Gründe des Strafurteils müssen ferner das zur Anwendung gebrachte
Strafgesetz bezeichnen und die Umstände anführen, die für die Zumessung der
Strafe bestimmend gewesen sind. 2Macht das Strafgesetz Milderungen von dem
Vorliegen minder schwerer Fälle abhängig, so müssen die Urteilsgründe ergeben,
weshalb diese Umstände angenommen oder einem in der Verhandlung gestellten
Antrag entgegen verneint werden; dies gilt entsprechend für die Verhängung einer
Freiheitsstrafe in den Fällen des § 47 des Strafgesetzbuches. 3 Die Urteilsgründe
müssen auch ergeben, weshalb ein besonders schwerer Fall nicht angenommen
wird, wenn die Voraussetzungen erfüllt sind, unter denen nach dem Strafgesetz in
der Regel ein solcher Fall vorliegt; liegen diese Voraussetzungen nicht vor, wird
aber gleichwohl ein besonders schwerer Fall angenommen, so gilt Satz 2 ent-
sprechend. 4 Die Urteilsgründe müssen ferner ergeben, weshalb die Strafe zur
Bewährung ausgesetzt oder einem in der Verhandlung gestellten Antrag entgegen
nicht ausgesetzt worden ist; dies gilt entsprechend für die Verwarnung mit Straf-
vorbehalt und das Absehen von Strafe. 5 Ist dem Urteil eine Verständigung
(§ 257c) vorausgegangen, ist auch dies in den Urteilsgründen anzugeben.

(4) 1 Verzichten alle zur Anfechtung Berechtigten auf Rechtsmittel oder wird
innerhalb der Frist kein Rechtsmittel eingelegt, so müssen die erwiesenen Tatsa-
chen, in denen die gesetzlichen Merkmale der Straftat gefunden werden, und das
angewendete Strafgesetz angegeben werden; bei Urteilen, die nur auf Geldstrafe
lauten oder neben einer Geldstrafe ein Fahrverbot oder die Entziehung der Fahr-
erlaubnis und damit zusammen die Einziehung des Führerscheins anordnen, oder
bei Verwarnungen mit Strafvorbehalt kann hierbei auf den zugelassenen Anklage-
satz, auf die Anklage gemäß § 418 Abs. 3 Satz 2 oder den Strafbefehl sowie den
Strafbefehlsantrag verwiesen werden. 2 Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend. 3 Den
weiteren Inhalt der Urteilsgründe bestimmt das Gericht unter Berücksichtigung
der Umstände des Einzelfalls nach seinem Ermessen. 4 Die Urteilsgründe können
innerhalb der in § 275 Abs. 1 Satz 2 vorgesehenen Frist ergänzt werden, wenn
gegen die Versäumung der Frist zur Einlegung des Rechtsmittels Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand gewährt wird.

(5) 1Wird der Angeklagte freigesprochen, so müssen die Urteilsgründe er-
geben, ob der Angeklagte für nicht überführt oder ob und aus welchen Gründen
die für erwiesen angenommene Tat für nicht strafbar erachtet worden ist. 2 Ver-
zichten alle zur Anfechtung Berechtigten auf Rechtsmittel oder wird innerhalb
der Frist kein Rechtsmittel eingelegt, so braucht nur angegeben zu werden, ob

6. Abschnitt. Hauptverhandlung § 267 StPO 1
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die dem Angeklagten zur Last gelegte Straftat aus tatsächlichen oder rechtlichen
Gründen nicht festgestellt worden ist. 3 Absatz 4 Satz 4 ist anzuwenden.

(6) 1 Die Urteilsgründe müssen auch ergeben, weshalb eine Maßregel der Bes-
serung und Sicherung angeordnet, eine Entscheidung über die Sicherungsver-
wahrung vorbehalten oder einem in der Verhandlung gestellten Antrag entgegen
nicht angeordnet oder nicht vorbehalten worden ist. 2 Ist die Fahrerlaubnis nicht
entzogen oder eine Sperre nach § 69a Abs. 1 Satz 3 des Strafgesetzbuches nicht
angeordnet worden, obwohl dies nach der Art der Straftat in Betracht kam, so
müssen die Urteilsgründe stets ergeben, weshalb die Maßregel nicht angeordnet
worden ist.

§ 268 Urteilsverkündung. (1) Das Urteil ergeht im Namen des Volkes.
(2) 1 Das Urteil wird durch Verlesung der Urteilsformel und Eröffnung der

Urteilsgründe verkündet. 2 Die Eröffnung der Urteilsgründe geschieht durch Ver-
lesung oder durch mündliche Mitteilung ihres wesentlichen Inhalts. 3 Bei der
Entscheidung, ob die Urteilsgründe verlesen werden oder ihr wesentlicher Inhalt
mündlich mitgeteilt wird, sowie im Fall der mündlichen Mitteilung des wesentli-
chen Inhalts der Urteilsgründe soll auf die schutzwürdigen Interessen von Pro-
zessbeteiligten, Zeugen oder Verletzten Rücksicht genommen werden. 4 Die Ver-
lesung der Urteilsformel hat in jedem Falle der Mitteilung der Urteilsgründe
voranzugehen.

(3) 1 Das Urteil soll am Schluß der Verhandlung verkündet werden. 2 Es muß
spätestens am elften Tage danach verkündet werden, andernfalls mit der Haupt-
verhandlung von neuem zu beginnen ist. 3 § 229 Absatz 3, 4 Satz 2 und Absatz 5
gilt entsprechend.

(4) War die Verkündung des Urteils ausgesetzt, so sind die Urteilsgründe
tunlichst vorher schriftlich festzustellen.

§ 268a Aussetzung der Vollstreckung von Strafen oder Maßregeln zur
Bewährung. (1) Wird in dem Urteil die Strafe zur Bewährung ausgesetzt oder
der Angeklagte mit Strafvorbehalt verwarnt, so trifft das Gericht die in den §§ 56a
bis 56d und 59a des Strafgesetzbuches bezeichneten Entscheidungen durch Be-
schluß; dieser ist mit dem Urteil zu verkünden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn in dem Urteil eine Maßregel der Bes-
serung und Sicherung zur Bewährung ausgesetzt oder neben der Strafe Führungs-
aufsicht angeordnet wird und das Gericht Entscheidungen nach den §§ 68a
bis 68c des Strafgesetzbuches trifft.

(3) 1 Der Vorsitzende belehrt den Angeklagten über die Bedeutung der Ausset-
zung der Strafe oder Maßregel zur Bewährung, der Verwarnung mit Strafvor-
behalt oder der Führungsaufsicht, über die Dauer der Bewährungszeit oder der
Führungsaufsicht, über die Auflagen und Weisungen sowie über die Möglichkeit
des Widerrufs der Aussetzung oder der Verurteilung zu der vorbehaltenen Strafe
(§ 56f Abs. 1, §§ 59b, 67g Abs. 1 des Strafgesetzbuches). 2 Erteilt das Gericht
dem Angeklagten Weisungen nach § 68b Abs. 1 des Strafgesetzbuches, so belehrt
der Vorsitzende ihn auch über die Möglichkeit einer Bestrafung nach § 145a des
Strafgesetzbuches. 3 Die Belehrung ist in der Regel im Anschluß an die Ver-
kündung des Beschlusses nach den Absätzen 1 oder 2 zu erteilen. 4Wird die
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus zur Bewährung ausgesetzt,

1 StPO §§ 268, 268a 2. Buch. Verfahren im ersten Rechtszug
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so kann der Vorsitzende von der Belehrung über die Möglichkeit des Widerrufs
der Aussetzung absehen.

§ 268b Beschluss über die Fortdauer der Untersuchungshaft. 1 Bei der
Urteilsfällung ist zugleich von Amts wegen über die Fortdauer der Unter-
suchungshaft oder einstweiligen Unterbringung zu entscheiden. 2 Der Beschluß
ist mit dem Urteil zu verkünden.

§ 268c Belehrung bei Anordnung eines Fahrverbots. 1Wird in dem Urteil
ein Fahrverbot angeordnet, so belehrt der Vorsitzende den Angeklagten über den
Beginn der Verbotsfrist (§ 44 Abs. 3 Satz 1 des Strafgesetzbuches). 2 Die Beleh-
rung wird im Anschluß an die Urteilsverkündung erteilt. 3 Ergeht das Urteil in
Abwesenheit des Angeklagten, so ist er schriftlich zu belehren.

§ 268d Belehrung bei vorbehaltener Sicherungsverwahrung. Ist in dem
Urteil die Anordnung der Sicherungsverwahrung nach § 66a Absatz 1 oder 2 des
Strafgesetzbuches vorbehalten, so belehrt der Vorsitzende den Angeklagten über
die Bedeutung des Vorbehalts sowie über den Zeitraum, auf den sich der Vor-
behalt erstreckt.

§ 269 Verbot der Verweisung bei Zuständigkeit eines Gerichts niederer
Ordnung. Das Gericht darf sich nicht für unzuständig erklären, weil die Sache
vor ein Gericht niederer Ordnung gehöre.

§ 270 Verweisung bei Zuständigkeit eines Gerichts höherer Ordnung.
(1) 1 Hält ein Gericht nach Beginn einer Hauptverhandlung die sachliche Zu-

ständigkeit eines Gerichts höherer Ordnung für begründet, so verweist es die
Sache durch Beschluß an das zuständige Gericht; § 209a Nr. 2 Buchstabe a gilt
entsprechend. 2 Ebenso ist zu verfahren, wenn das Gericht einen rechtzeitig
geltend gemachten Einwand des Angeklagten nach § 6a für begründet hält.

(2) In dem Beschluß bezeichnet das Gericht den Angeklagten und die Tat
gemäß § 200 Abs. 1 Satz 1.

(3) 1 Der Beschluß hat die Wirkung eines das Hauptverfahren eröffnenden
Beschlusses. 2 Seine Anfechtbarkeit bestimmt sich nach § 210.

(4) 1 Ist der Verweisungsbeschluß von einem Strafrichter oder einem Schöffen-
gericht ergangen, so kann der Angeklagte innerhalb einer bei der Bekannt-
machung des Beschlusses zu bestimmenden Frist die Vornahme einzelner Beweis-
erhebungen vor der Hauptverhandlung beantragen. 2 Über den Antrag entscheidet
der Vorsitzende des Gerichts, an das die Sache verwiesen worden ist.

§ 271 Hauptverhandlungsprotokoll. (1) 1 Über die Hauptverhandlung ist ein
Protokoll aufzunehmen und von dem Vorsitzenden und dem Urkundsbeamten
der Geschäftsstelle, soweit dieser in der Hauptverhandlung anwesend war, zu
unterschreiben. 2 Der Tag der Fertigstellung ist darin anzugeben.

(2) 1 Ist der Vorsitzende verhindert, so unterschreibt für ihn der älteste beisit-
zende Richter. 2 Ist der Vorsitzende das einzige richterliche Mitglied des Gerichts,
so genügt bei seiner Verhinderung die Unterschrift des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle.

6. Abschnitt. Hauptverhandlung §§ 268b–271 StPO 1
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§ 272 Inhalt des Hauptverhandlungsprotokolls. Das Protokoll über die
Hauptverhandlung enthält
1. den Ort und den Tag der Verhandlung;
2. die Namen der Richter und Schöffen, des Beamten der Staatsanwaltschaft, des

Urkundsbeamten der Geschäftsstelle und des zugezogenen Dolmetschers;
3. die Bezeichnung der Straftat nach der Anklage;
4. die Namen der Angeklagten, ihrer Verteidiger, der Privatkläger, Nebenkläger,

Verletzten, die Ansprüche aus der Straftat geltend machen, der sonstigen Ne-
benbeteiligten, gesetzlichen Vertreter, Bevollmächtigten und Beistände;

5. die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die Öffentlichkeit ausgeschlossen
ist.

§ 273 Beurkundung der Hauptverhandlung. (1) 1 Das Protokoll muß den
Gang und die Ergebnisse der Hauptverhandlung im wesentlichen wiedergeben
und die Beachtung aller wesentlichen Förmlichkeiten ersichtlich machen, auch
die Bezeichnung der verlesenen Urkunden oder derjenigen, von deren Verlesung
nach § 249 Abs. 2 abgesehen worden ist, sowie die im Laufe der Verhandlung
gestellten Anträge, die ergangenen Entscheidungen und die Urteilsformel enthal-
ten. 2 In das Protokoll muss auch der wesentliche Ablauf und Inhalt einer Erörte-
rung nach§ 257b aufgenommen werden.

(1a) 1 Das Protokoll muss auch den wesentlichen Ablauf und Inhalt sowie das
Ergebnis einer Verständigung nach § 257c wiedergeben. 2 Gleiches gilt für die
Beachtung der in § 243 Absatz 4, § 257c Absatz 4 Satz 4 und Absatz 5vor-
geschriebenen Mitteilungen und Belehrungen. 3Hat eine Verständigung nicht
stattgefunden, ist auch dies im Protokoll zu vermerken.

(2) 1 Aus der Hauptverhandlung vor dem Strafrichter und dem Schöffengericht
sind außerdem die wesentlichen Ergebnisse der Vernehmungen in das Protokoll
aufzunehmen; dies gilt nicht, wenn alle zur Anfechtung Berechtigten auf Rechts-
mittel verzichten oder innerhalb der Frist kein Rechtsmittel eingelegt wird. 2 Der
Vorsitzende kann anordnen, dass anstelle der Aufnahme der wesentlichen Ver-
nehmungsergebnisse in das Protokoll einzelne Vernehmungen im Zusammenhang
als Tonaufzeichnung zur Akte genommen werden. 3 § 58a Abs. 2 Satz 1 und 3
bis 6 gilt entsprechend.

(3) 1 Kommt es auf die Feststellung eines Vorgangs in der Hauptverhandlung
oder des Wortlauts einer Aussage oder einer Äußerung an, so hat der Vorsitzende
von Amts wegen oder auf Antrag einer an der Verhandlung beteiligten Person die
vollständige Protokollierung und Verlesung anzuordnen. 2 Lehnt der Vorsitzende
die Anordnung ab, so entscheidet auf Antrag einer an der Verhandlung beteiligten
Person das Gericht. 3 In dem Protokoll ist zu vermerken, daß die Verlesung
geschehen und die Genehmigung erfolgt ist oder welche Einwendungen erhoben
worden sind.

(4) Bevor das Protokoll fertiggestellt ist, darf das Urteil nicht zugestellt werden.

§ 274 Beweiskraft des Protokolls. 1 Die Beobachtung der für die Hauptver-
handlung vorgeschriebenen Förmlichkeiten kann nur durch das Protokoll bewie-
sen werden. 2 Gegen den diese Förmlichkeiten betreffenden Inhalt des Protokolls
ist nur der Nachweis der Fälschung zulässig.

1 StPO §§ 272–274 2. Buch. Verfahren im ersten Rechtszug
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§ 275 Absetzungsfrist und Form des Urteils. (1) 1 Ist das Urteil mit den
Gründen nicht bereits vollständig in das Protokoll aufgenommen worden, so ist es
unverzüglich zu den Akten zu bringen. 2 Dies muß spätestens fünf Wochen nach
der Verkündung geschehen; diese Frist verlängert sich, wenn die Hauptverhand-
lung länger als drei Tage gedauert hat, um zwei Wochen, und wenn die Haupt-
verhandlung länger als zehn Tage gedauert hat, für jeden begonnenen Abschnitt
von zehn Hauptverhandlungstagen um weitere zwei Wochen. 3 Nach Ablauf der
Frist dürfen die Urteilsgründe nicht mehr geändert werden. 4 Die Frist darf nur
überschritten werden, wenn und solange das Gericht durch einen im Einzelfall
nicht voraussehbaren unabwendbaren Umstand an ihrer Einhaltung gehindert
worden ist. 5 Der Zeitpunkt, zu dem das Urteil zu den Akten gebracht ist, und der
Zeitpunkt einer Änderung der Gründe müssen aktenkundig sein.

(2) 1 Das Urteil ist von den Richtern, die bei der Entscheidung mitgewirkt
haben, zu unterschreiben. 2 Ist ein Richter verhindert, seine Unterschrift bei-
zufügen, so wird dies unter der Angabe des Verhinderungsgrundes von dem
Vorsitzenden und bei dessen Verhinderung von dem ältesten beisitzenden Richter
unter dem Urteil vermerkt. 3 Der Unterschrift der Schöffen bedarf es nicht.

(3) Die Bezeichnung des Tages der Sitzung sowie die Namen der Richter, der
Schöffen, des Beamten der Staatsanwaltschaft, des Verteidigers und des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle, die an der Sitzung teilgenommen haben, sind in das
Urteil aufzunehmen.

Siebter Abschnitt. Entscheidung über die im Urteil vorbehaltene oder die
nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung

§ 275a Einleitung des Verfahrens; Hauptverhandlung; Unterbringungs-
befehl. (1) 1 Ist im Urteil die Anordnung der Sicherungsverwahrung vorbehalten
(§ 66a des Strafgesetzbuches), übersendet die Vollstreckungsbehörde die Akten
rechtzeitig an die Staatsanwaltschaft des zuständigen Gerichts. 2 Diese übergibt die
Akten so rechtzeitig dem Vorsitzenden des Gerichts, dass eine Entscheidung bis
zu dem in Absatz 5 genannten Zeitpunkt ergehen kann. 3 Ist die Unterbringung
in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 67d Absatz 6 Satz 1 des Strafge-
setzbuches für erledigt erklärt worden, übersendet die Vollstreckungsbehörde die
Akten unverzüglich an die Staatsanwaltschaft des Gerichts, das für eine nach-
trägliche Anordnung der Sicherungsverwahrung (§ 66b des Strafgesetzbuches)
zuständig ist. 4 Beabsichtigt diese, eine nachträgliche Anordnung der Sicherungs-
verwahrung zu beantragen, teilt sie dies der betroffenen Person mit. 5 Die Staats-
anwaltschaft soll den Antrag auf nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwah-
rung unverzüglich stellen und ihn zusammen mit den Akten dem Vorsitzenden
des Gerichts übergeben.

(2) Für die Vorbereitung und die Durchführung der Hauptverhandlung gelten
die §§ 213 bis 275 entsprechend, soweit nachfolgend nichts anderes geregelt ist.

(3) 1 Nachdem die Hauptverhandlung nach Maßgabe des § 243 Abs. 1 begon-
nen hat, hält ein Berichterstatter in Abwesenheit der Zeugen einen Vortrag über
die Ergebnisse des bisherigen Verfahrens. 2 Der Vorsitzende verliest das frühere
Urteil, soweit es für die Entscheidung über die vorbehaltene oder die nachträg-
liche Anordnung der Sicherungsverwahrung von Bedeutung ist. 3 Sodann erfolgt
die Vernehmung des Verurteilten und die Beweisaufnahme.
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(4) 1 Das Gericht holt vor der Entscheidung das Gutachten eines Sachverständi-
gen ein. 2 Ist über die nachträgliche Anordnung der Sicherungsverwahrung zu
entscheiden, müssen die Gutachten von zwei Sachverständigen eingeholt werden.
3 Die Gutachter dürfen im Rahmen des Strafvollzugs oder des Vollzugs der Unter-
bringung nicht mit der Behandlung des Verurteilten befasst gewesen sein.

(5) Das Gericht soll über die vorbehaltene Anordnung der Sicherungsverwah-
rung spätestens sechs Monate vor der vollständigen Vollstreckung der Freiheits-
strafe entscheiden.

(6) 1 Sind dringende Gründe für die Annahme vorhanden, dass die nachträg-
liche Sicherungsverwahrung angeordnet wird, so kann das Gericht bis zur
Rechtskraft des Urteils einen Unterbringungsbefehl erlassen. 2 Für den Erlass des
Unterbringungsbefehls ist das für die Entscheidung nach § 67d Absatz 6 des
Strafgesetzbuches zuständige Gericht so lange zuständig, bis der Antrag auf An-
ordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung bei dem für diese Entschei-
dung zuständigen Gericht eingeht. 3 In den Fällen des § 66a des Strafgesetzbuches
kann das Gericht bis zur Rechtskraft des Urteils einen Unterbringungsbefehl
erlassen, wenn es im ersten Rechtszug bis zu dem in § 66a Absatz 3 Satz 1 des
Strafgesetzbuches bestimmten Zeitpunkt die vorbehaltene Sicherungsverwahrung
angeordnet hat. 4 Die §§ 114 bis 115a, 117 bis 119a und 126a Abs. 3 gelten ent-
sprechend.

Achter Abschnitt. Verfahren gegen Abwesende

§ 276 Begriff der Abwesenheit. Ein Beschuldigter gilt als abwesend, wenn
sein Aufenthalt unbekannt ist oder wenn er sich im Ausland aufhält und seine
Gestellung vor das zuständige Gericht nicht ausführbar oder nicht angemessen
erscheint.

§§ 277 bis 284 (weggefallen)

§ 285 Beweissicherungszweck. (1) 1 Gegen einen Abwesenden findet keine
Hauptverhandlung statt. 2 Das gegen einen Abwesenden eingeleitete Verfahren
hat die Aufgabe, für den Fall seiner künftigen Gestellung die Beweise zu sichern.

(2) Für dieses Verfahren gelten die Vorschriften der §§ 286 bis 294.

§ 286 Vertretung von Abwesenden. 1 Für den Angeklagten kann ein Ver-
teidiger auftreten. 2 Auch Angehörige des Angeklagten sind, auch ohne Voll-
macht, als Vertreter zuzulassen.

§ 287 Benachrichtigung von Abwesenden. (1) Dem abwesenden Beschul-
digten steht ein Anspruch auf Benachrichtigung über den Fortgang des Verfahrens
nicht zu.

(2) Der Richter ist jedoch befugt, einem Abwesenden, dessen Aufenthalt
bekannt ist, Benachrichtigungen zugehen zu lassen.

§ 288 Öffentliche Aufforderung zum Erscheinen oder zur Aufenthalts-
ortsanzeige. Der Abwesende, dessen Aufenthalt unbekannt ist, kann in einem
oder mehreren öffentlichen Blättern zum Erscheinen vor Gericht oder zur An-
zeige seines Aufenthaltsortes aufgefordert werden.

1 StPO §§ 276–288 2. Buch. Verfahren im ersten Rechtszug


